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Rechnungsablage über Konto zur freien Verfügung?
Sachverhalt

Frage zu „Taschengeldkonto“

Abgrenzung in Inventar und Rechnungsführung betreffend ein Konto, das sich in der Verwaltung der verbeiständeten Person befindet. Wie ist dieses Konto im Inventar und anschliessend in der Berichterstattung zu behandeln?

Ausgangslage
Frau X, heute 40-jährig, ist 1992 unter Beistandschaft nach Art. 393 Abs. 2 ZGB gestellt worden. Als Beiständin wurde eine Privatperson eingesetzt. Die Massnahme wurde im Jahr 2000 durch unsere Gemeinde übernommen. Bericht und Abrechnung ist zu entnehmen, dass die Verbeiständete seit Jahren von der IV zuzüglich eines kleinen Lohnes anlässlich ihrer Beschäftigung in einer Behinderteninstitution lebt. Diese Einkünfte werden von der Beiständin über ein Privatkonto A verwaltet. Im Wesentlichen werden aus diesen Einkünften durch die Beiständin sämtliche Verpflichtungen (Miete, Krankenkassenprämien, Arztrechnungen usw.) bezahlt. Der Verbeiständeten wird monatlich ein Unterhaltsbetrag zur Bestreitung ihrer persönlichen Auslagen (Fr. 800.--) Konto A auf ein Konto B überwiesen, über welches die Verbeiständete alleine verfügt. Gemäss Bericht sprechen die Beiständin und die Verbeiständete ab und zu über die Angemessenheit des monatlichen Betrags und nehmen allfällige kleinere Anpassungen an der Höhe vor. Ansonsten käme die Verbeiständete nach deren Angaben „gut zurecht mit dem Geld“ und sie hätte auch über ein Jahr lang keine Mahnung oder Betreibung mehr gehabt.

Die Beiständin gibt anlässlich der periodischen Berichts- und Rechnungsablage nun an, dass dieses Konto (Taschengeldkonto) existiert, dieses aber nicht in der Rechnungsführung aufgeführt wird.

Ein neues Mitglieder der VB hat dies anlässlich der Vorprüfung gerügt und verlangt nun, dass jeweils der Kontostand dieses „Taschengeldkontos“ mit in der Rechnungsablage auszuweisen sei.

Meine Ansicht
Die als Beistandschaft nach Art. 393 Abs. 2 ZGB errichtete Massnahme hätte eigentlich als kombinierte Beistandschaft (in Kombination mit Art. 392 Abs. 1 ZGB) errichtet werden sollen. Zumindest nimmt die Beiständin diesen Aufgabenbereich war. Nach Art. 414 ZGB ist festzulegen, was dem Bevormundeten zur freien Verfügung zugewiesen wird. Dieses Vermögen hat der Vormund nicht mehr zu verwalten. Mit Bezug auf die Verweisnorm, Art. 367 Abs. 3 ZGB, trifft dies m.E. umso mehr zu auf eine Beistandschaft mit Einkommens- und Vermögensverwaltung, in welcher ja die verbeiständete Person die Auftraggeberin betreffend Einkommens- und Vermögensverwaltung ist. In vorliegendem Fall ist zwischen Beiständin und Verbeiständeten offen vereinbart, dass der Verbeiständeten monatlich Fr. 800.-- zur freien Verfügung zugewiesen wird. Mit der monatlichen Belastung auf dem durch die Beiständin verwalteten Konto fällt dieser Betrag jeweils aus den durch die Beiständin zu verwaltenden Mitteln heraus. Sie hat darüber keine weitere Rechenschaft abzulegen, solange sich der Betrag an die Verbeiständete nicht als unangemessen herausstellt und deshalb den Bedürfnissen und Kompetenzen der Verbeiständeten angepasst werden muss.

Frage

M.E. reicht es deshalb aus, dass im Bericht auf diese Praxis verwiesen wird. Ein Mitführen des Kontostandes dieses „Taschengeldkontos“ unter der Verwaltung der Verbeiständeten in der Beistandschaftsabrechnung ist nicht angebracht (Verwendung dieses Geldes in Autonomie der Verbeiständeten).

Auch im Inventar wäre dieses Konto nur pro memoria zu erwähnen mit dem Hinweis, dass es sich um ein „Taschengeldkonto“ unter der Verwaltung der Verbeiständeten für die Bestreitung von deren persönlichen Auslagen handelt, das regelmässig mit einem Betrag gespiesen wird, welcher in der Beistandschaftsabrechnung ausgewiesen wird.

Ist dies richtig?

Erwägungen

1. Gemäss Art. 412 ZGB kann der Bevormundete,  welchem die Vormundschaftsbehörde ausdrücklich oder stillschweigend den selbständigen Betrieb eines Berufes oder Gewerbes bewilligt hat, alle Geschäfte vornehmen, die zu dem regelmässigen Betrieb gehören. Ob diese Bestimmung auch auf Arbeitnehmer zutrifft, ist in der Lehre umstritten (contra: H. Hefti, Die vormundschaftliche Amtsführung nach dem ZGB, 1916 S. 104; BK Kaufmann, N 6 f. zu Art. 412; pro: ZH-Kommentar ZGB Egger, N 4 und 8 zu Art. 412; Basler Kommentar ZGB I-Leuba, N 5 zu Art. 412), wird vom Schreibenden aber ebenfalls bejaht (Handkommentar ZGB/OR- Affolter / Steck / Vogel 
, N 2 zu Art. 412 ZGB). In diesem Zusammenhang erlangte Entschädigungen (Lohn) stehen unter ausschliesslicher Verwaltung des Bevormundeten (Art. 414 ZGB). Nachdem Verbeiständete nicht unter die Bestimmung des Art. 412 ZGB fallen, mithin keiner Zustimmung der VB bedürfen, um einer Erwerbstätigkeit nachgehen zu können (Basler Kommentar ZGB I-Langenegger, N 7 zu Art. 367), gilt die uneingeschränkte Verfügungsbefugnis erst recht für Verbeiständete. 


2. Was unter das freie Vermögen fällt, kann und muss vom Vormund und Beistand nicht verwaltet werden, wird nicht inventarisiert und fällt auch nicht unter die Verwahrungs- und Anlagevorschriften nach Art. 399-402 ZGB (Berner Kommentar Kaufmann N 11 zu Art. 414 ZGB). Aus diesem Grund ist auch keine Rechnung zu führen, wenngleich es ratsam scheint, im Vermögensinventar pro memoria auf die Existenz des entsprechenden Kontos hinzuweisen (Handkommentar ZGB/OR-Affolter/Steck/Vogel, N 5 zu Art. 414).


3. Der Entscheid, was der betreuten Person im Sinne von Art. 414 ZGB durch den Mandatsträger zur freien Verfügung überlassen werden soll, ist eine Frage der Verhältnismässigkeit und der Zweckorientierung des Mandats. Je autonomer und verantwortungsbewusster die betreute Person damit umgehen kann, desto grösser wird der zuzugestehende Verwaltungsspielraum, bis – wenn Entwicklungspotenzial besteht - die betreute Person die Verwaltung selbst übernehmen und aus der vormundschaftlichen Betreuung entlassen werden kann.



4. Die von Ihnen vertretene Auffassung ist nach dem Gesagten zutreffend. Einzuschränken ist die im Sachverhalt geäusserte Aussage, bei der Beistandschaft sei die verbeiständete Person die Auftraggeberin für die Einkommens- und Vermögensverwaltung. Das trifft bei vormundschaftlichen Massnahmen nie zu, soweit sich der Auftrag des Mandatsträgers aus dem Gesetz oder aus der individuellen Errichtungsverfügung der Vormundschaftsbehörde ergibt. Aufträge sind nur möglich, wo der Mandatsträger keine gesetzlichen Vertretungs- und Verwaltungsbefugnisse hätte (so typischerweise bei der Beiratschaft mit Bezug auf das Einkommen und den Vermögensertrag, welche vom Beirat nur dann verwaltet und bewirtschaftet werden dürfen, wenn er über eine Vollmacht des Verbeirateten verfügt, BGE 5C.190/2005 vom 14.10.2005 in ZVW 2006 S. 109 ÜR 30-06). Bei der Beistandschaft muss demgegenüber der Beistand zwar die Interessen des Verbeiständeten wahren, sein Auftraggeber ist aber die Vormundschaftsbehörde.


5. An der von Ihnen geschilderten Praxis ist aus vormundschaftsrechtlicher Sicht nichts auszusetzen. Etwas anderes wäre auch gar nicht realisierbar, weil der Beistand mit Bezug auf das freie Vermögen keine Vertretungsbefugnis hat und diesbezüglich bei den Banken auch gar keine Erkundigungen einholen dürfte. Wenn die verbeiständete Person die Abrechnung jeweils mitunterzeichnet (Art. 409 und 413 Abs. 3 ZGB i.V.m. Art. 367 Abs. 3 ZGB), bestätigt sie auch die entsprechenden Hinweise auf das freie Vermögen. Wenn die Vormundschaftsbehörde Bedenken hätte, ob die Bedürfnisse der betreuten Person mit der freien Vermögensverwaltung hinreichend abgedeckt sind, steht ihr nichts entgegen, die verbeiständete Person zur Genehmigung der Rechnung beizuziehen und anzuhören, wie dies in einzelnen kantonalen Einführungsgesetzgebungen ausdrücklich vorgesehen ist (z.B. Art. 48-50 EG ZGB Kt. Bern). Die verbeiständete Person hat dort keine Rechenschaft abzulegen über die Verwendung des freien Vermögens, sondern nur zu bestätigen, dass diese Art der Vermögensverwaltung ihren Bedürfnissen gerecht werde (oder halt dann allenfalls nicht, wenn die überlassenen Mittel  unzureichend sind).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter, lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30. April 2007

� Handkommentar ZGB/OR, Marc Amstutz et al., Verlag Stämpfli, 2007 (erscheint im Verlaufe des Jahres 2007).
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